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0 Aufgabenstellung und Vorgehensweise 

Durch die deutsche Vereinigung vom 3. Oktober 1990 wurde Berlin auch in der Finanzpolitik vor die 

größte Herausforderung  in seiner Nachkriegsgeschichte gestellt. Mit der Aufhebung der Insellage und 

dem Wegfall der politischen Sonderrolle werden für Berlin alle finanzpolitischen und haushaltsrecht-

lichen Besonderheiten, die das Haushaltswesen im Westteil der Stadt in der Zeit der Teilung und 

Abschnürung vom Umland prägten, fortfallen.  Spätestens 1995, wenn Berlin in das bestehende 

System des Länderfinanzausgleichs einbezogen wird, hat die Stadt - ebenso wie die neuen Länder -

finanzpolitisch den gleichen Status wie die alten Bundesländer bzw. die Stadtstaaten Hamburg und 

Bremen. 

Einschneidende Veränderungen wären die Folge, wenn sich Berlin und Brandenburg zu einem 

gemeinsamen Flächenstaat zusammenschließen. Berlin wäre nicht mehr ein eigenständiger Stadtstaat. 

Es entfiele das "Stadtstaatenprivileg" und damit die besondere Behandlung im Rahmen des Länderfi-

nanzausgleichs. Auch die auf Berlin entfallenden Landesanteile an den Steuern würden dem gemein-

samen Flächenstaat zufallen. Als Kommune des Landes Brandenburg müßte damit ein erheblicher Teil 

des Finanzbedarfs aus dem Landeshaushalt gedeckt werden; an eigenen Steuereinnahmen verblieben 

lediglich der kommunale Einkommensteueranteil, die Grund- und Gewerbesteuer (abzüglich Gewerbe-

steuerumlage) sowie einige Bagatellsteuern. Die Frage nach den finanziellen Konsequenzen eines 

gemeinsamen Bundeslandes Berlin-Brandenburg liegt auf der Hand. Das DIW wurde im Frühjahr 

1992 von der Senatsverwaltung für Finanzen beauftragt,  diese Frage zu untersuchen. 

Die Untersuchung ist in mehrere Schritte gegliedert: 

Ausgangsbasis sind die finanziellen Perspektiven der öffentlichen  Haushalte in Berlin und 

Brandenburg, die sich auf der Basis einer Projektion der wirtschaftlichen Entwicklung in der 

Region ableiten lassen. 

In einem zweiten Schritt wird das bestehende System des Länderfinanzausgleichs skizziert. Es 

werden sowohl die finanziellen Auswirkungen berechnet, die sich 1995 durch die Einbezie-

hung der neuen Bundesländer und Berlins in dieses System ergeben, als auch die finanziellen 

Konsequenzen dargestellt, die eine Vereinigung von Berlin und Brandenburg hätte. 
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Konsequenzen gäbe es auch für die Ausgaben. Um die Dimension der Anpassungsprobleme 

beider Länder zu verdeutlichen, müssen Informationen über die Ausgabenintensität und 
M Versorgungsgrade" in Westdeutschland verarbeitet werden. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 

der Berliner Haushalt auch kommunale Aufgaben erfüllt. 

Schließlich gilt es, die Grundzüge der bestehenden Regelungen im Rahmen des kommunalen 

Finanzausgleichs darzustellen und Größenordnungen zu schätzen, die Berlin aus dem Haushalt 

des gemeinsamen Bundeslandes erhielte. Bedeutsam ist dabei, welchen Finanzbedarf  eine 

Kommune in der Größenordnung Berlins reklamieren kann. Auch hier bietet sich ein Ver-

gleich zu Westdeutschland an. Im Gegensatz zum Länderfinanzausgleich, der ein bloßer 

Steuerkraftausgleich  ist, werden im kommunalen Finanzausgleich unterschiedliche, zumeist 

von der Gemeindegröße abhängige Finanzbedarfe berücksichtigt. 



1. Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

1.1 Ausgangslage 

Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland ist gespalten. Noch immer ist der Prozeß der 

Zerstörung alter Strukturen in Ostdeutschland im Gange und die Kräfte für einen Neuaufbau sind 

noch nicht ausreichend mobilisiert. Von dem Zusammenbruch im Osten profitierte  bisher der Westen, 

die Zerstörung dort wirkte hier wie ein Konjunkturprogramm. Dies war möglich, weil die ostdeutsche 

Nachfrage durch hohe staatliche Transferzahlungen gestützt wurde. Diese Transfers  haben nicht nur 

die Einkommensverhältnisse stabilisiert, sondern legen auch die Grundlagen für den Ausbau und die 

Modernisierung der Infrastruktur. 

Je länger es dauert, bis ein Aufschwung in Ostdeutschland in Gang kommt, um so mehr bleibt die 

Region auf hohe staatliche Transferzahlungen aus Westdeutschland angewiesen. Dabei stellt sich die 

Frage, inwieweit die Finanzpolitik der ostdeutschen Wirtschaft  selbst auch Wachstumsimpulse 

vermitteln und somit den Anpassungsprozeß beschleunigen kann. Zweifelsohne sind eine gute 

Infrastrukturausstattung  und entsprechendes Humankapital unabdingbare Voraussetzung für die 

Schaffung  wettbewerbsfähiger  Strukturen. Hierzu sind aber riesige Finanzvolumina erforderlich.  Und 

die Perspektive, daß der Bedarf an öffentlichen  Transfers  von West nach Ost noch längere Zeit hoch 

sein wird, schafft  zunehmend Akzeptanzprobleme, sowohl beim Steuerbürger wie auch auf den 

einzelnen Haushaltsebenen. 

Aufgrund der besonderen Lage Berlins treten in dieser Stadt die wirtschaftlichen und finanzwirt-

schaftlichen Anpassungsprobleme zwischen West und Ost noch viel schärfer  zutage. Andererseits sind 

die Chancen groß, daß die Stadt ökonomisch und auch sozial schneller zusammenwächst als die 

beiden Teile Deutschlands. 

Nach dem Fall der Mauer war die wirtschaftliche Entwicklung auch in den beiden Teilen Berlins 

höchst verschieden. Insbesondere die Ost-Berliner Industrie hat es sehr schwer mit der wirtschaftli-

chen Umstrukturierung; nach dem dramatischen Einbruch 1990 stagniert die Produktion auf sehr 

niedrigem Niveau. Die Wirtschaftskraft  in Ost-Berlin beträgt - pro Kopf gerechnet - nur 40 vH der 

West-Berlins1. Hingegen zog die Wirtschaft  im Westteil der Stadt in überdurchschnittlichem Maße 

Nutzen von der Nachfrage nicht nur aus dem Ostteil der Stadt, sondern auch aus den neuen Bundes-

1 Vgl. Grundlinien der wirtschaftlichen Entwicklung in Berlin 1991/92. Bearb.: Karl Brenke. In: Wochenbericht des DIW, 
Nr. 15/1992. 
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